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Das Programm - er Regierung
DaS SechSmännerkollegium, das jetzt in Deutschland

die gesamte Staatsgewalt in seinen Händen vereinigt —
Ebert, Scheidemann, Landsberg von den Mehrheits -,
Haase, Dittmanu von den unabhängigen Sozialisten , Barth
von der noch weiter links stehenden Gruppe — geht,
srisch an die Arbeit, das muß man sagen. Am Sonntag
abend vom AuSR . gewählt, veröffentlicht es bereits nach
zweimal oierundzwanzig Stunden ein ausführliches Pro¬
gramm. Die Herren hatten dabei allerdings insofern
leichtes Spiel , als sie in der Haupsache nur in
die reichgefüllte Vorratskammer ihrer Parteiforde¬
rungen zu greifen brauchten, deren Verwirklichung
sie auch ganz offen als die Aufgabe der neuen/
rein sozialistischen Regierung bezeichnen. Daß diese aus
der Revolution hervorgegangen ist, wird gleich zu
Beginn der Kundgebung mit klaren Worten festgestellt.
Damit soll gesagt sein: Wir fühlen uns an keinen früheren
und an keinen bestehenden Rechtszustand gebunden, wir
sind vollkommen souverän, zu tun und zu lassen, was uns

>richtig oder notwendig erscheint, wir können und wir
werden deshalb die neue .Zukunft des Volkes, die wir be¬
gründen wollen, so Herrichten, wie es unseren Grundsätzen
entspricht, und fühlen uns dabei los und ledig der Rück¬
sichten, an welche die bisherigen Negierungen der Ver¬
gangenheit sich banden.

Und so folgen denn auch sofort neun Punkte , von
denen gesagt wird , daß sie schon jetzt mit Gesetzes¬
kraft verkündet werden. Also: der Reichstag ist beseitigt,
der Bundesrat gehört der Geschichte an . Die neue Re¬
gierung beschränkt sich nicht auf die Ausarbeitung von
Vorlagen, die sie den gesetzgebenden Körperschaftenvorlegt.
Die Gesetzgebung ist auch ihres Amtes , vorläufig wenig¬
stens, solange der Reichstag noch nicht in der deutschen
Nationalversammlung einen den Grundlagen - der sieg¬
reichen Revolution entsprechenden Nachfolger erhalten
hat. Wenn man die neun Punkte indessen näher
durchsieht, so erkennt man bald, daß sie überwiegend
Nur der Beseitigung außergewöhnlicher Zustände dienen^
Darunter sind: der Belagerungszustand wird aufgehoben,
was nur in Ordnung ist, da der Krieg zu Ende ist und
außerordentliche Vollmachten, wenn die neue Regierung
ihrer bedürfen sollte, jeden Augenblick zu haben wären.
Zweitens : Freiheit des Vereins - und Versamm¬
lungsrechts , auch für Beamte und Staatsarbeiter ; gleich¬
falls eine Selbstverständlichkeit für eine revolutionäre
Regierung. Drittens : Aufhebung der Zensur — Gott
sei Dank kann man dazu nur sagen, in allen Parteien.
Viertens : Freiheit der Meinungsäußerung in Wort
und Schrift steht schon in der preußischen Verfassung.
Uber gerade im Augenblick von besonderer Bedeutung, weil
diese Freiheit seit den Tagen der Revolution in Berlin wie im
Reiche einer Anzahl von verbreiteten Tagesblättern mit
mehr oder minder sanfter Gewalt durch Eingriffe be¬
stimmter Gruppen beschränkt oder genommen wurde. In
Berlin waren es vielleicht ein halbes Dutzend, die jetzt
wieder freigegeben sind; in Hamburg , in Frankfurt a. M.,
in München wird wohl auch in dieser Beziehung die
Ordnung wiederhergestellt sein. Fünftens : Freiheit der
Religionsübung , auch alter Rechtsgrundsatz in Preußen-
Deutschland. Sechstens: Das Gesetz über den vater¬
ländischen Hilfsdienst wird» im wesentlichen, auf-
Schoben; was wohl auch ohne weiteres ertragen werden
kann, da sein Rechtsgrundsatz, der Kriegszustand, aufgehört
hat. DaS gleiche gilt von der Wiederinkraftsetzung der
Arbeiterschutzbestimmungen , die bei Beginn des
Kriege- aufgehoben wurden. Bleiben noch zwei Punkte:
Erweiterung der Amnestie auf alle politischen
Straftaten und Niederschlagung der wegen solcher
Straftaten anhängigen Verfahren und endlich die
Gesindeordnungen werden außer Kraft gesetzt, ebenso
die Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter . Was
insofern besonders interessant ist, als eS zeigt, daß die
neuen Herren auch die bisherigen Grenzen zwischen
Reichs- und Landesgesetzgebung als beseitigt ansehen.
Erdacht ist dabei natürlich in erster Reihe an die alte
preußische Gesindeordnung , von der wirklich kein
Segen mehr ausgeströmt ist.

Aber nun weiter : der Rest ist wirklich Programm.
Spätestens am 1. Januar 1918 wird der achtstündige
Marimalarbeitstag in Kraft treten. Eine Forderung,
lo alt wie die sozialdemokratischePartei , der im gewerb¬
lichen Lebm schon vielfach teils aus gesetzlichem Wege,
teil- durch freie Vereinbarung zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern Geltung verschafft worden ist und deren
allgemeine Einführung gerade jetzt durchaus zu recht-
fertigen ist, weil der Kräfte - und Gesundheitszustand
unsere» Volke- nach den schweren Leiden der Kriegszeit
San, besonderer Schonung bedarf. Dann kommen
alle die Gebiete, die schon die letzten Regierungen
auf da» angelegentlichste beschäftigten: Ausreichende
Arbeitsgelegenheit für die nächste Zeit , Unter¬
stützung der Erwerbs losen .Erweiterung der Kranken-
Versicherungspflicht über die bisherige Grenze
von 2500 Mark, Bekämpfung der Wohnungsnot,
Sicherung einer geregelten VolkSernährung , Aufrecht-
rrhaltung einer geordneten Produktion , Schutz des
Eigentums gegen private Eingriffe, der Freiheit und
Sicherheit der Person — lauter gute alt « Bekannte, die
auch den nicht-sozialistischen Schichten des deutschen Volkes
durchaus willkommen sein werden. Zum Schluß das
allgemeine, gleiche VerhältniSwahIrecht zu allen
Mentlichen Körperschaften, für alle mindestens
A Jahre alten Deutschen ohne Unterschied de»
«eschlecht ». DaS ist allerdings eine Radikalkur. Zum
Schluß werden für di« konstituierende Versamm¬
lung noch nähere Bestimmungen in Aussicht gestellt.

So sieht der Anfang auS. Danach haben wir keinen
"rund , mutlos zu werden. DaS Altruist nun einmal vor-

uoer, uno aucy wer ncy vor oem « prung ' rns * )unne
fürchtet, wie vor der Sünde , muß ihn wagen. Wir wollen
den Kopf nur oben behalten und bauen helfen, wo und
soweit wir es können. Jedenfalls : wir haben tatkräftige
Männer an der Spitze des Reiches, da» ist schon viel, sehr
viel wert. Nicht» ärgere» könnte uns jetzt zustoben, als
die Fortdauer der vielbeklagten früheren Kraftlosigkeit.
Auch für das Bürgertum wird bald die Gelegenheit
gegeben sein, seine Rechte und Interessen in geordneten
Bahnen zur Geltung zu bringen. Dann muß es gelingen,
aus dem Zusammenbruch wieder ein lebensfähiges
deutsches Reich aufzuri chten._

Oie Erklärungen Hindenburgs.
Übergabe «nserer Kriegsschiffe . — Besetzung von

Helgoland . ,,.
Die zum Hauptquartier der Obersten Heeresleitung

gereisten Vertreter des Kölner AuSR . geben nach ihrer
Rückkehr Erklärungen über daS Resultat der Unterredung
mit Generalfeldmarschall v. Hindenburg.

Der Feldmarschall hält eS für f- iur Pflicht , auf feine«
Posten zn bleiben, bi» das Heer in seine Heimat zurück-
gekehrt ist. Die vielfach erörterte Frage , wann die feind¬
liche Besatzung in den Rheinfestunge » z» erwarten sei, wird
von der Obersten Heeresleitung auf da» bestimmteste dahin
beantwortet , daß mindestens 21 Tage vergehen werden«
Die Oberste Heeresleitung und der deutsche Kronprinz haben
sich fortgesetzt über die Umwälzung im Volk und den Zu¬
sammenbruch der Kölner Garnison unterrichten lasten.

Auf Grund der Kölner Vorgänge wurden im Großen
Hauptquartier außerordentlich weittragende Beschlüste ge¬
faßt und auf Anregung deS Großen Hauptquartiers sofort
in der Etappe und an der Front Soldatenräte nach
Kölner Muster gebildet. Dadurch wurde eine ungeheure
Katastrophe verhindert. i«

■v*~'■ . _ . . 1 * r v —&»- .

Bei Verzögerung der Schiffübergabe wird Helgoland
besetzt.

Auf Grund der Bestimmungen zum Waffenstillstand
(Internierung deutscher Kriegsschiffe in neutralen Häfen
oder solchen der Verbündeten) sind von England zunächst
folgende Kriegsschiffe namhaft gemacht: „Bauern ", „König",
„Großer Kurfürst", „Kronprinz Wilhelm ", „Markgraf ",
„Friedrich der Große", „König Albert ", „Kaiserin",
„Kaiser", . Prinzregent Luitpold ", „Hindenburg ", „Derff-
linger ", „Seydlitz", „Moltke", „Von derTann ", „Brummer ",
„Bremse", „Köln", „Dresden ", „Emden", „Frankfurt ",
„Wiesbaden", 60 modernste Zerstörer. Die Abfahrt muß
bis zum 18. November 5 Uhr vormittags erfolgen. Das
Ziel ist noch nicht bekannt. Die Schiffe sollen mit redu¬
zierter Besatzung fahren und ohne Munition.

Der deutschen WaffenstillftandSdclegatio « ist folgende»
Zusatz zu dem Vertrage zugegangru : Mit Rücksicht auf di«
neuen Ereigntffe wird de» Bedingungen des Waffenstill¬
stands zur Eee hinzugesügtr Falls die Fahrzeuge nicht in
den bezeichneten Fristen übergeben werden sollten , werden
die Regierungen der Verbündeten und der Vereinigten
Staaten das Recht haben, Helgoland za besetzen, um ihre
Übergabe zu sichern.

Das französische Torpedoboot „Mangini " und daS
englische Torpedoboot „Clark " sind in die Dardanellen
eingefahren, um sich nach Konstantinopel zu begeben. Die
französische Marinedioision in Syrien besetzte am 9. No¬
vember Alexandrette.

*

Die abgewiesenen polnischen Marodeure . ,
Der Posen er AuSR . erließ eine Bekanntmachung,

nach der durch Gerüchte vom Anmarsch polnischer Legio¬
näre die Bevölkerung beunruhigt würde. Der AuSR . hat
sofort eine Kommission, der sich unter Führung des Ab¬
geordneten Dr . Seyda die Vertreter der polnischen Reichs¬
tags - und Landtagsfraktion angeschlossen haben, nach der
Landesgrenze abgesandt. Die polnischen Abgeordneten er¬
klärten, daß sie es auf keinen Fall zu einem Zusammenstoß
mit den deutschen Soldaten kommen lassen werden.

In ganz Oberschlesien verbreitet sich das Gerücht,
daß eine mehrtausendköpfige Bolschewistenbande sengend
und plündernd auf dem Wege nach Oberschlesien sei und
die Grenze bereits überschritten habe. Wie man von zu¬
ständiger Stelle erfährt , waren die Gerüchte übertrieben.
Dessen ungeachtet aber wurde zum Schutz de^ Grenze vor
etwaigen , Einfällen solcher Banden eine starke Grenz-
bewachung aufgeboten, so daß vorläufig eine Gefahr nicht
mehr besteht.

AuS Beuthen wird gemeldet : Die in Oberfchlefien ein-
gcdrungencn polnischen Bande » wurden von Teilen deS
51 . Jnf .-Regiments über die Grenze geworfen , so daß die
Ruhe wiederhergestcllt werde« konnte.

Die Kattowitzer Zeitung meldet: Die Meldungen der
Berliner Abendblätter über bas Eindringen polnischer
Räuberbanden in Oberschlesten entbehren der Grundlage.
Es erscheint ausgeschlossen, daß bolschewistischeRäuber¬
banden über die Grenze kommen

■ ;\ im (in wmmii
Oer Übertritt Wilhelm II. nach Holland.

Berlin , 13. November.
Die Nationalzeitung behauptet , während das deutsche

Volk noch immer auf einen leidlichen Ausgang des
Krieges hoffte, habe bei Wilhelm II. und seiner Umgebung
die Gewißheit vom kommenden Zusammensturz schon
länger bestanden. In aller Stille seien Vorbereitungen
für den Übertritt ins neutrale Ausland getroffen worden.
DaS im Jnlande sorgfältig gewahrte Geheimnis sei der
Entente nicht verborgen geblieben. Während anfänglich das
Schloß Middachten bei Arnbeim als Aufenthaltsort auser¬

sehen war , sei später Amerongen bei Utrecht in Betracht
gezogen worden, das einem Onkel des Besitzers von
Middachten gehöre, der außerdem noch acht Schlösser be¬
sitzt. Mit der Familie Bentinck sei der Kaiser schon lange
bekannt, ein älterer >•rüder des jetzigen Gastgebers für
Wilhelm II. sei britischer Oberstleutnant gewesen und seine
Söhne dienten in der englischen Armee. - Die ganze
Familie Bentinck habe starke Beziehungen nach England.

*

Auslieferung Wilhelms II verlangt.
Amsterdam, 13. Nov . Dem „Algemeen Handelsblad"

wird von seinem Londoner Korrespondenten telegraphiert, daß
von vielen Seiten, auch von sehr gemäßigten, gegen den
Aufenthalt des Kaisers in Holland energisch protestiert wird.
Man verlange allgemein seine Auslieferung an die Alliierten.
„Morning Post", Times und „Daily Mail " sagen, der Kaffer
müffe wie Napoleon l. auf Lebenszeit interniert werden.

*

Zusammenkunft mit Vertretern der
englischen Flotte.

Wilhelmshaven,  13 . "Nov. (WB) Der kleine
Kreuzer „Königsberg" ging um 1 Uhr mittags mit den
Bevollmächtigten des Arbeiter- und Soldatenrates der
Flotte zur Zusammenkunft  mit den Vertretern
der englischen Admiralität  in See. Den Ver¬
tretern ist eine Vollmacht gegeben worden, in dev
es heißt : Der Arbeiter- und Soldatenrat der Nordsee¬
station und der Flotte erteilt hiermit dem Obermatrosen
Wilhelm Wengers, dem Obersteuermann Alfred Jahn
und dem Torpedoobermaschinistenmaat Mohrmann die
Vollmacht, im Namen des Arbeiter - und Soldatenrats
der Nordseestatton, dem sich die Flotte unterstellt hat,
an den Beratungen über die Ausführung der Waf¬
fenstillstandsbedingungen teilzunehmen und Verträge
abzuschließen. Unterzeichnet ist die Vollmacht vom
Präsidenten der Republik Oldenburg, Bernhard Kuhnt,
und dem Chef per Hochfeestreitkräste, von Hipper.

nur als fachmännischerBerater an den
Verhandlungen teil , während das ausführende Organ
der Arbeiter- und Soldatenrat ist.

Die Armee Makenfens auf dem Heimwege.
Budapest,  13 . Nov. (WB) Der Kriegsminister

Barthh erklärte einem Mitarbeiter des „Pester Lloyd"
über die militärische Lage: Die deutschen Truppen
der 11. Division, die in Temesvar des Abtransportes
harren , konnten wegen des Waggonmangels kroch nicht
heimbefördert werden. Tiefe Truppen bewahren abso¬
lute Ruhe und Ordnung und zeigen ein durchaus
tadelloses und einwandfreies Benehmen. Erst aus un¬
garischen Quellen erfuhren sie Näheres über die Er¬
eignisse in Deutschland. Was die Armee von Macken¬
sen betrifft , so ist darüber nur soviel bekannt, daß
sie den Heimweg antritt und sich deshalb in einer
entsprechenden Richtung bewegt.

Kleine Nachrichten.
Berlin , 13. Nov. Nach einer Meldung deS deutschen'

Verbindungsoffiziersin Budavest bat die ungarische Regierung
der elften Armee und der Armee Mackensen je sechs Züge
täglich zum Abtransport zur Verfügung gestellt.

Berlin , 13. Nov. Ein Ausschuß des Eoldatenrates bat
die Einsetzung von Standgerichten beschloffen. Ein
russischer Plünderer wurde bereits im Polizeipräsidium stand¬
gerichtlich erschaffen.

Berlin , 13. Nov. Feldpostsendungen nach dem Westen
werden nicht mehr angenommen. Aufgegebene Sendungen
werden den Absendern zurückgegeben.

Leipzig, 13. Nov. Wie verlautet , sind Oberst Pinkan
»nd Oberstleutnant Freise, sowie zehn andere höhere Offi¬
ziere angesichts des widersetzlichen Geistes im Ofstzierkorps
auf Befehl des AuSR . verhaftet worden.

Haag, 13. Nov. Aus Paris wird gemeldet: Me Minister¬
präsidenten der alliierten Mächte werden demnächst in
Versailles zusammenkommen, um die verschiedenen Problem«
zu behandeln, die mit dem Frieden im Zusammenhang sieben

- \

Oie politische Neuordnung.
Dollzugsrat des Arbeiter - und Soldatenrates.

Berlin , 13. November.
Gestern konstftuierte sich im Gebäude des preußischen

Herrenhauses der Vollzugsrat des AuSR . Diese Körper¬
schaft besteht aus 28 Mitgliedern , 14 Soldaten und
14 Arbeitern. Die Mehrheitssozialisten und die un¬
abhängigen Sozialdemokraten sind mit je 7 Mitgliedern
vertreten. Trotz dieser Zahlengleichheit meint man, daß
die Grundsätze und Anschauungen der sozialdemokratischen
Mehrheit im Vollzugsrat überwiegen werden . Es muß
im Zusammenhang damit bemerkt werden , daß die
Soldaten schon bei den Wahlen am Sonntag die ge¬
mäßigte Richtung vertraten und ihr zum Siege ver-
halfen. Jedenfalls scheinen die Grundsätze der Mehrheits-
sozialisten richtunggebend zu sein.

Die politische Reichsleitung wird dem BollzugSrat
für ihre Regierungshandlungen verantwortlich sein. Unter
anderem wird die Regierung keine Besetzung von höheren
Staatsämtern vornehmen können ohne die Zustimmung
des Bollzugsrates . Der Vollzugsrat wird täglich Sitzungen
abhalten und es sich zur Aufgabe machen, gemeinsam mit
der Regierung die brennendsten Lebensfragen zu lösen,
denen Deutschland zurzeit gegenübersteht: die Wiederher¬
stellung der Ordnung und Schaffung eines festen, sicheren
und zuverlässig arbeitenden Staatsorganismus , Lösung
der ErnähmngSfragen , Demobilisierung , Friedensschluß



ruuo UDcricttung in die Friedenswirtschaft . Sobald diese
dringenden Aufgaben, die unbedingt schnell gelöst werden
müssen, in der Hauptsache erledigt sind, sollen die Wahlen
»ur Nationalversammlung in Angriff genommen werden.

Die Frage der Nationalversammlung.
Im Anschluß an die Äußerungen des Präsidenten der

bäuerischen Republik, Kurt Eisner , über den wünschens¬
werten baldigen Zusammentritt der konstituierenden Ver¬
sammlung, wurden die Führer der unabhängigen Sozial¬
demokratie nach ihrer Stellung zu dieser Angelegenheit
befragt, da in der Presse vielfach angedeutet worden war.
die „Unabhängigen* seien gegen die Einberufung einer
Konstituante. Die Unabhängigen antworteten , daß die
unabhängige sozialdemokratische Partei zu dieser Frage
überhaupt noch in keiner Weise Stellung genommen hätte.

Die Fortschrittliche Volkspartei  erläßt einen
Aufruf , in dem sie betont, daß sofort nach Beschluß des
jetzigen Reichstages in freier Abstimmung von Männern und
Frauen die Nationalversammlung zu wählen ist, die über
staatliche Grundfragen entscheidet. Zum Schutz der Minder-
heiten bedarf es dabei der Verhältniswahl . Aufgabe der
so geschaffenen Volksvertretung und der aus ihr zu bil¬
denden Regierung ist die Wahrung und Stärkung der
Reichseinheit und der Ausbau der Verfassung unter An¬
erkennung des gleichen Rechts für alle. Jede , wie immer
geartete Diktatur oder Klaffenherrschaft ist verwerflich
In der schweren Zeit des Übergangs , sagt der Ausruf, ist
die unbedingte Erhaltung der öffentlichen Ordnung , der
Schutz von. Leben und Eigentum und die Sicherstellung
der Ernährung das höchste Gebot. Wer es erfüllen will,
soll von uns unterstützt werden.

Arbeitsamt für geistige Kräfte.
Der AuSR . in Berlin teilt mit:  Es ist ein Arbeits¬

amt gegründet worden, das die Ausgabe hat, die geislig-.r
Kräfte des wissenschaftlichen und praktischen Lebens, so¬
weit sie sich auf den Boden der deutschen Republik stellen,
zusammen zu fassen. Es ist damit eine Organisation ge-
schaffen, die es dem AuSR . ermöglicht, diese Kräfte für
den Neuaufbau des Staatsgebildes zur Verfügung zu
stellen. Das Arbeitsamt nimmt die vom Studentenrat
und vom Rat geistiger Arbeiter eingeleiteten Bestrebungen
zur S inmlung intellektueller Kräfte in sich auf. Das
Arbe! samt des AuSR . ist die einzige Stelle , der sämt¬
liche Meldungen dieser Art einzureichen sind-

Deutsches Luftamt.
Die Reichsleitung beauftragt den Soldatenrat der

Fliegertruppen zur Umgestaltung der bisher in den Dienst
des Krieges gestellten Organisationen des Flugwesens in
eine Friedensgliederung unter dem Namen : Deutsches
Luftamt . Dieser Betdieb hat die Aufgabe, sich in der
Dienst deS Volkes zu stellen, auf den Gebieten von Handel.
Verkehr, Post, Nahrungsmitteltransporten und Wachdienst

Berlin,  13 . Nov . (WB ) Folgende Herren sind
zu pädagogischen Beiräten  für das Unter¬
richtsministerium ernannt : Dr . M . H. Baege , Dozent
Dr . Blankenburg , Oberlehrer Fritz Kuhnert , Volks¬
schullehrer Tr . Gustav Whneken, Schuldirektor Adolf
Hoffmann und Konrad Hänisch.

Berlin,  13 . Nov . (WB ) Die Aufrechterhaltung
der Volksernährung  erfordert unbedingt, - daß,
keinerlei Eingriffe in " die öffentlich! bewirtschafteten
Lebensmittel durch unbefugte Stellen vorgenommen
werden . Verfügungen von Arbeiter - und Soldaten¬
räten Wer die Bestände an Mehl , Getreide und an¬
deren Lebensmitteln , die der Reichsgetreidestelle , einer
anderen Lebensmittelftelle oder einem Kommunalver-
band gehören , müssen daher unbedingt unterbleiben
Und, soweit sie getroffen sind , sofort rückgängig ge¬
macht werden . Die Reichsleitung : Ebert , Haase.

Verschiedene Meldungen.
Berlin , 13. Nov. Der Soldateurat hat für seine Mit¬

glieder die schwarz -rot -goldene Armbinde  als Wahr¬
zeichen der deutschen Demokratie eingeführt.

Berlin , 13. Nov. Der frühere Vizekanzler v. Payei
und der frühere Staatssekretär des Reichsamts des Innern
Justlzrat Trimborn,  sind in ihre Heimat abgereist. Die
Führung der Geschäfte hat UnterstaatssekretärLewald über¬
nommen.

Berlin , 13. Nov. Staatssekretär Gras Rödern  hat sich
von seinen Beamten verabschiedet und ihnen mit warmen
Worten die Weiterarbeil unter der neuen Regierung ans Herz
gelegt. Die Führung der Geschäfte ist vorläufig dem Unter¬
staatssekretär Schiffer  übergeben.

Berlin , 13. Nov. Die etwa 6000 Justizbeamten der Troß-
Berliner Gerichte haben aus ihrer Mitte Arbeiter- und Sol¬
datenräte in allgemeiner, gleicher und direkter Wahl zu wählen
und durch diese, sich der neuen Regierung zur Mitarbeit am
Aufbau des neuen Volksstaates zur Verfügung zu stellen.

Berlin , 13. Nov. Der Arbeiter- und Soldateurat gibt
bekannt: Theater und Kinos  spielen bis IQVs Uhr.
Spaziergänge  nach 8 Uhr sind verboten.

An das preußische Volk!
Berlin,  13 . November . (WB .)

Preußen ist wie das Deutsche Reich und die än¬
deren deutschen Bundesstaaten durch den Willen des
Volkes zum freien Staat geworden . Aufgabe der
neuen preußischen Landesregierung ist es , das alte
von Grund auf reaktionäre Preußen so rasch wie mög¬
lich in einen völlig demokratischen Bestandteil der ein¬
heitlichen Volksrepublik zu verwandeln . Ueber die zu¬
künftigen Staatseinrichtungen Preußens , seine Bezie¬
hungen zum Reich, zu den anderen deutschen Staaten
und zum Ausland wird die verfassunggebende Ver¬
sammlung entscheiden . Ihre Wahl erfolgt aus den
Grundlagen des gleichen Wahlrechts für alle Männer
und Frauen und nach dem Verhältniswahlsystem . Bis
zum Zusammentritt der herfqffunggebendell Versamm¬
lung hat die vorläufige .Regierung , die getragen ist
von dem Vertrauen der Arbeiter - und Soldatenräte,
die Geschäfte übernommen . Sie sieht ihre erste Auf¬
gabe darin , im engen Zusammenhang mit der neuen
Meichsleitung für die Ordnung und Sicherheit im
Lande und für die Volksernährung zu sorgen . Sie
j.st dabei angewiesen auf das Verständnis und den
guten Willen der Bevölkerung im allgemeinen und
Insbesondere auf die gewissenhafte Mitarbeit aller
Beamten in Staats - und SeWstderwaltungskörperschaf-
!ten. Alle Beamten , die sich der neuen Regierung stel¬
len , sind ausdrücklich in ihren Rechten bestätigt und
sauf ihre Pflichten hingewiesen . Von den zahlreichen
Aufgaben vor die sich das neue , freie Preußen jetzt

und in Zukunft gestellt sieht, seien nur diese hervor¬
gehoben : 1

Durchführung der uneingeschränkten Koalitionsfrei¬
heit für alle Staatsarbeiter und Beamten,

Gründliche Reform der Besoldnngs - und Lohnver¬
hältnisse der Arbeiter und Beamten einschließlich
der Pensionäre und Mtpensionäre , und - bis zur
endgültigen Regelung die Gewährung ausreichen¬
der Teuerungszulagen,

Ausbau aller Bildungsinstitute , insbesondere der
Volksschule und Schaffung einer Einheitsschule^

Befreiung der Schule von jeglicher kirchlichen Be¬
vormundung,

Trennung von Staat und Kirche,
Demokratisierung aller Verwaltungskörperschaften,
Beseitigung der Gutsbezirke,
Völlig gleiches Wahlrecht beider Geschlechter für alle

Gemeindevertretungen in Stadt und Land,
Entsprechende demokratische Umgestaltung der Kreis-

und Provinzialverwaltungskörper,
Raschester Ausbau und Entwickelung aller Verkehrs¬

mittel , insbesondere der Eisenbahnen und Kanäle,
Hebung und Modernisierung von Industrie und

Landwirtschaft,
Vergesellschaftlichung der dazu geeigneten industri¬

ellen und landwirtschaftlichen Großbetriebe,
Umgestaltung der Rechtspflege und des Strafvoll¬

zugs im Geiste der Demokratie und des Sozialts-
mus,

Reform des gesamten Steuerwesens nach den Grund¬
sätzen strengster sozialer Gerechtigkeit.

\ -

Die Demobilmachung.
Vor gewaltige Aufgaben stellt uns die jetzt in greifbare

Nähe gerückte Demobilmachungszeit, die in erster Linie unseren
engeren Heimatsbereich berühren wird, da Frankfurt a. M.
als Knotenpunkt des Verkehrs nach dem Westen den ersten An¬
sturm des rücklaufenden Soldatenstromes zu bewältigen haben
wird. Unübersehbar sind die Anforderungen an Transportma¬
terial und Lebensmittelversorgung, nicht minder wichtig, aber
die rasch erwachsenden Aufgaben zur Bewältigung des Arbeits¬
marktes, der selbstredend in wenigen Wochen ein völlig ver¬
ändertes Bild darbieten wird.

Ueber die Beschäftigungsmöglichkeiten  der
heimkehrendenKrieger wird zunächst' zu sprechen sein. Beim
Abbau der Heeresverwaltung werden Metalle, Leder, Holz und
Wolle zweifellos in ansehnlichen Mengen zur Verwendung kom¬
men können, sodaß man schätzungsweise(nach Angaben des
Reichswirtschaftsamtes) mit Unterbringung von etwa 2Vs Mil¬
lionen Arbeitern und Angestellten in den einschlägigen Industrien
rechnen kann. Wenn aber anderseits in der Rüstungsindustrie
schätzungsweise3 Millionen Arbeiter bei einem sofortigen Abbau
arbeitslos werden könnten, sö ist dennoch die Hoffnung berechtigt,
daß diese Industrie wenigstens auf wenige Monate hinaus ihre
seitherigen Arbeitskräfte für Aufräumungsarbeiten und Um¬
stellung für Zivilbedarf beibehält. Der Bergbau kann nach
gleichen Angaben sofort 100 000 Mann aufnehmcn, ebenso wird
die EisenbahnverwaltungNotstandsarbeiten- im Betrage von 1500
Millionen Mark vergeben, die umsonst ansteigen werden, wenn
die drückenden Bedingungen des Waffenstillstandesbetreffs
Herausgabe von rollendem Material auf den Friedensschluß über¬
tragen werden sollten. Wichtig ist die Tatsache, daß durch die
Erfüllung der Waffenstillstandsbedingungensofort 837 000 Ge¬
fangene und 360 000 fremde Arbeiter aus deutschen Betrieben
ausscheiden, ein Vorgang, der auch angesichts unserer knappen
Lebensmittelversorgung nicht ohne Bedeutung sein wird.

Die Entlassung der Soldaten  wird nach den
grundlegenden Aenderungen in der Regierungsgewalt noch manig-
fache Nachprüfungen erfahren müssen. Ht ursprünglich vom
Kriegsamt ausgcarbeitete Entlassungsplan ist wohl schwer aus-
rcchtzuerhalten. Es wird sogar davon gesprochen, daß die
Kriegsämter bei der Demobilmachung überhaupt ausgeschaltet
werden sollen. Dann träfe allerdings unsere Zivilbehörden eine
Arbeitslast, die ein Hand-in-Hand-Arbeiten aller beteiligten
Organisationen beansprucht, die ohne Rücksicht auf ihren poli¬
tischen Charakter obligatorisch zur Betätigung anzuhalten wären.
Am! 29. Oktober tagte im Reichswirtschaftsamteine Kom¬
mission, welche die Reihenfolge der Entlassungen wie folgt fest-
setzts: a) Die Berkchrsbeamten; b) die Beamten des Staates,
der Ktadt, der Gewerkschaften, Kassen und anderer Organi¬
sationen! c) Bergarbeiter und landwirtschaftliche Arbeiter,- d)
dringliche Entlassung auf namentliche Anforderungen. — Un¬
geklärt ist noch die Frage einer zwangsweisen Wiedereinstellungs¬
pflicht der Privatangestellten in ihre früheren Stellungen, wo¬
bei das Friedensgehalt als Anstellungsbasis festgesetzt werden
soll, den Angestellten aber das Recht gewährleistet wird von
der Wiederernstellung Abstand zu liehmen, wenn sie ander¬
wärts mehr verdienen können.

Trotz aller dieser Maßnahmen werden noch viele Tausende
wochenlang den Arbeitsmarkt belagern und da erscheint es
wichtig, daß Erwerbslosen-Unterstützungenund staatliche Fami¬
lienbeihilfen weitergezahlt werden. Die neue Kriegsanleihe muß
dafür MögliäHeiten schaffen. Zur raschen Unterbringung der
Arbeitskräfte.wird auch die Streckung der Arbeit dienen, die
durch eine Verkürzung der Arbeitszeit zu erzielen ist.

Alle beteiligten Kreise dürfen aber jetzt ihre Maßnahmen
nicht von der voraussichtlichen Wirkung des Waffenstillstandes
und späteren Friedensschlusses abhängig machen. Es kann keine
Zeit mehr verloren werden, jeder entgangene Tag der Vorarbeit
bringt weittragenden-Schaden und verzögert die Einrichtung
des Arbeitsmarktes und der Stellenvermittelungen. Ueber die
niederschmetternden. Folgen dieses Krieges hinweg muß das
Augenmerk auf unsere bessere Zukunft gerichtet sein, an deren
Aufbau das gesamte werktätige Volk interessiert ist. Schon
aus diesem Grunde muß den Demobilmachungs-Ausschüssen
jede organisatorischeKraft zur Verfügung gestellt werden und
damit auch privatwirtschaftliches Interesse hinter dem Gemein¬
wohl zurückstehen. R. Baum.

Oie neuirüle Zone.
Nach dem ursprünglichen Wortlaut der Waffenstill-

stand̂ bedingungen war eine rechtsrheinische neutrale Zone
vorgesehen, die von der holländischen Grenze blS zur Parallele
ion Gernsbeim 40 Kilometer, von da an bis zur Schweizer

Brenze 80 Kilometer östlich deS Stromes verlaufen
sollte. Die Bedeutung, die diese Maßnahme unter Um-
Länden gehabt hätte, geht deutlich aus der Tatsache
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hervor, daß überaus wichtige Plätze, wie Effen,
Barmen . Elberfeld-Barmen , Frankfurt a. M ., Darmstadt,
Karlsruhe zu räumen gewesen wären. Durch Herabsetzung
der neutralen Zone auf 10 Kilometer werden zwar noch
Plätze wie Duisburg , Düsseldorf,- Wiesbaden, Mannheim
u. a. geräumt, aber die Hauptindusrriezentren bleiben in
unserer Macht. Auf unserer Karte sind die vom Gegner
mit einem Durchmesser von 30 Kilometer zu besetzenden
Brückenköpfe durch Kreise kenntlich gemacht.

Zur Umwälzung im Reiche.
Leipzig.  Der große AuSR . besteht gegenwärtig au»

800 Mitgliedern . Der engere Ausschuß, dem die eigent¬
liche Exekutivgewalt zusteht, setzt sich zusammen au»
10 Vertretern des Soldatenrats . 10 Vertretern der
unabhängigen sozialdemokratischen Partei , 3 führenden
Persönlichkeiten der Leipziger Arbeiterbewegung (Reichs¬
tagsabgeordneter Geyer, Reichstagsabgeordneter Ryffel
und Redakteur Dr . Geyer), sowie je einem Schriftführer
des Arbeiter- und des Soldatenrats . Der sozial-,
demokratischen Partei ist die Mitarbeit ohne formelle
Vertretung unter der Bedingung gestattet worden, daß sie
die Forderung nach der sozialistischen Republik vorbehaltlos
anerkennt. Die Macht des AuSR . erstreckt sich über den
ganzen Bereich des 19. Armeekorps.

Glogau.  Der Landrat ist geflohen. Landratsamt
und Magistrat haben sich dem AuSR . unterstellt und sind
zur Fortführung der Geschäfte ermächtigt. Die Verpflegung
des Militärs und der Zivilbevölkerung wird von den be¬
auftragten Personen in derselben Weise wie bisher fort¬
geführt.

Hannover.  Die deutsch- hannoverschen Reichstags¬
abgeordneten Frhr . v. Schele-Schelenburg, Ludwig Alpers,
Graf v. Bernstorff-Wehningen, Colshorn , Frhr . v. Wangen¬
heim-Wake, erlassen an „alle Hannoveraner * einen Auf¬
ruf , in dem sie „im freien Deutschland ein freies Hannover*
fordern. Unter den gleichberechtigten deutschen Bundes¬
staaten müsse auch Hannooerland die ihm gebührende
Stellung wieder einnehmen und Hannovers Schicksal müsse
geleitet werden von einer Regierung , die sich entsprechend
dem Willen deS Volkes zusammensetze.

Hannover.  Am Bahnhof und in der Kochstraße in
Linden kam eS in der Nacht vom 11. zum 12. November
zu heftiger Schießerei zwischen Sicherungspatrouillen und
Räuberbanden , die mit Handfeuerwaffen und Maschinen¬
gewehren ausgerüstet waren und über zwei Automobile
verfügten. Die Sicherungspatrouillen brachten 34 Personen
ein, von denen die drei Hauptverbrecher heute morgen
standrechtlicherschossen wurden.

Hamburg.  Der Hamburger AuSR . veröffentlicht.,
folgende Bekanntmachung: Der AuSR . hat die politische
Gewalt im Hamburger Staatsgebiet übernommen. Senat
und Bürgerschaft bestehen nicht mehr. Das Hamburgische
Staatsgebiet bildet künftig einen Bestandteil der Deutschen
Volksrepublik, über die weitere Gestaltung der Verhält¬
nisse entscheiden die später zu schaffenden gesetzlichen
Körperschaften. Die Beamten bleiben auf ihrem Posten.
Die Gehälter werden fortgezahlt. Das Privateigentum
wird geschützt. Plünderungen werden standrechtlich ab¬
geurteilt.

München.  Die bayerische Regierung beabsichtigt,
sämtliche Schlösser für das VolksbildungS- und Bolks-
gesundheitswesen nutzbar zu machen.

Stuttgart.  In einer Sitzung de? Stuttgarter AuSR.
wurde ein Antrag angenommen, der die Zurückhaltung
von Lebensmitteln »ur Erzielung von WuLervreisen mit
dem Tode bestraft. „ „

*

Bildet Baucrnräte!
An die deutsche Landbevölkerung richtet der Rat der!

Folksbeauftragten einen langen Aufruf, in welchem zur
reiwilligen Bildung von Bauernräten aufgerufen wird, !
rat die Volksernährung , sowie die ungehinderte Fort-
iührüng der ländlichen Betriebe sicherzustellen. In dem.
llufruf heißt es:

Die Reichsregiemnghat den Wunsch, die staatlichen Ein- j
mffe zur Sicherung der Volksernährung auf das absolut,
Notwendige  zu beschränkê in der Erkenntnis, daß Frei- j
villigkeit und Selbstverwaltung schneller und bester zum Ziele.
Ähren als die beste bureaukratifche Organisation. . . . Die
Endliche Bevölkerung kann versichert sein, daß die Reichs-;
Regierung sie nachdrücklichst schützen wird vor allen willkürliche»
Angriffen Unberufener in ihre Eigentums- und Produktions- !
oerhältniffe. Wenn der Hunger niemand aus der Stadt aufs;
Land treibt und die von der Front zurückstutenden Soldaten¬
nassen regelrecht verpflegt werden können, wird es solcher:
Schutzmaßnahmen gar nicht bedürfen. Deshalb ist die sie:- i
villige Lieferung der erforderlichen Lebensmittelmengen das



- «ne ©ajuBtmrtei vor ©tötungen oer muye uno » ronung \
T dem Lande und garantiert auch am besten den ungestörten j
"rtgang der ländlichen Betriebe. . . .

Wilson gegen die Bolschewisten.
Die LebenSmtttel für Deutschland.

Rotterdam , 18. November.
Nach einer Drahtmeldung aus Washington hat Präsi¬

dent Wilson in einer Ansprache an den Kongreß di«
zaffenMllstandsbedingungen offiziell bekanntgegeben und
-hei nochmals Lebensmittelhilfe für Deuffchland an-

I »Kündigt . Wilson geht dabei von der Ansicht aus , daß
vunger keine Reformen erzeuge ", sondern Wahnsinn und

i onstige Auswüchse , die eine gedeihliche Weiterentwicklung
- « möglich machen . Die Lebensmittelzufuhr soll mit Hilfe

1 Zutscher Schiffe erfolgen und sobald wie möglich in die
Kege geleitet werden . Auch die Verbündeten der Ver¬
einigten Staaten haben dieser Maßregel zugestimmt . Sie
die und besonders Wilson laffen sich dabei von
dem Gedanken leiten , daß Ruhe und Ordnung im
neuen deutschen Reiche die beste Gewähr gegen ein

^ veiteres Umsichgreifen des russischen Bolschewismus
find, den sie mit allen Mitteln bekämpfen sollten . Exzesse
vollbringen nichts , betont Wilson in seiner Ansprache mit

1 Aach druck, wie auch das unglückliche Rußland jüngst
reichlich bewiesen habe . Die bemerkenswerte Ansprache
des Präsidenten schließt mit dem Hinweis darauf , daß die
Gegenwart und die Zukunft den Regierungen gehört , die
ihre Selbstbeherrschung und den ordnungsmäßigen Gang
der Geschäfte bewahren . Die Völker , die eben erst aus
dem Joch der Willkürlichkeit herausgekommen sind, und
die jetzt endlich in den Besitz ihrer Freiheit gelangen,
werden die Plätze der Freiheit , die sie suchen, niemals
finden können , wenn sie es beim Scheine der Fackel tun.
Bit  werden finden , daß jeder Weg , der mit dem Blute
ihrer eigenen Brüder besudelt ist, in die Wildnis und I
nicht zum Sitze ihrer Hoffnung füh rt.

k Kommunistische Exzesse in Wien.
Der vollzogene deutsch -österreichische Anschluß.

Wien , 13. November.1 Nach kürzerer Beratung ist die Nationalversammlung
den Beschlüssen des Staatsrates über den Anschluß der
deutsch-österreichischen Republik an daS Deutsche Reich j

' beigetreten . Der Anschluß wurde in folgender Form be-
| kanntgegeben:

Die Nationalversammlung hat in der heutigen Sitzung
den vom Staatsrat vorgeschlagenen Gesetzentwurf , betreffend
die Proklamation der Deutsch -Lsterreichischen Republik als
Bestandteil der Deutschen Republik unter begeistertem Bei,
fall einstimmig angenommen.

Das Parlamentsgebäude war von dichten Menschen-
j maffen umlagert und die organisierte Arbeiterschaft unter¬

nahm einen großen Umzug . Als Staatsrat Renner sich
; auf die Rampe begab , um die Beschlüsse der harrenden

Menge zu verkünden , rief eine Gruppe von Kommumsten,
die vorher schon Schimpfstugblätter gegen die offiziell«
Demokratie verteilt hatte , Störungen hervor . , .

Feuergcfecht mit der Roten Garde.
Bald entstand eine wilde Schießerei vor dem

; Parlamentsgebäude , © chon stürmten zwanzig Soldaten,
geführt von einem Offizier , gegen den Eingang , pflanzten
dott die Bajonette auf ihre Gewehre und riefen : „Heraus

^ mit den Schwarzen !" In diesem Augenblick fiel ein
Pistolenschuß aus der Gruppe , die auf der Rampe stand,

i Das war das * Signal zum Angriff der Roten
Varde, die auf den Stufen deS Reichsrats-
zebäudeS Deckung nahm , gegen die Rampe vorging
«nd daS Feuer eröffnet «. Die zwanzig Mann,

j die einen Putsch versucht hatten , indem sie ständig
zegen den Eingang des Parlamentsgebäudes schossen, ver¬
suchten in das Gebäude zu gelangen . Unter der Menge
entstand eine fürchterliche Panik . Die Volkswehr , welche
die Fahrbahn vor dem Parlament freihielt , drängte nun
regen das Gebäude vor und eröffnete ein lebhaftes Feuer
in die Luft , um die Menge zu zerstreuen . Mehrere

i Personen wurden getroffen , zahlreiche durch Quetschungen
i oder andere Unglücksfälle verletzt . Die Rote Garde ist
; für eine kommunistische Republik , ist aber in der Minder-

!ahl gegenüber der Volkswehr , die zur demokratischen
\ Republik steht. Nachdem die Volksmenge geflohen war,
i trat etwas Ruhe ein, jedoch ist die Lage bis zur Stunde

»och nicht geklärt . _

politische Rundschau . s
Deutsches Reich.

+ Bei der Auflösung der deutschen Verwaltung in
Polen ist eine Vereinbarung zur Regelung der Mirtschast-

r lichen Beziehungen zwischen Deutschland und Polen
iustandegekommen . Alle Meldungen von blutigen Zu-

s ammenstößen zwischen deutschen Soldaten und polnischen
sLegionären sind übertrieben.

4- In längeren Ausführungen wendet sich Scheidcman»
gegen Lloyd George . Letzterer predigt nämlich immer
noch die Vernichtung des deutschen Volkes , weil es an
der Kriegspolitik der alten Regierung mit schuld sei, und
preist dagegen die Einigkeit des englischen Volkes und

I Reiches . Scheidemann erklärt beides für unwahr . Be¬
sonders die gepriesene englische Einigkeit bestehe ganz und

l gar nicht , auch dort hätten es Volk , Heer und Flotte
i längst satt , sich von den Kapitalisten weiter für ihre
. Zwecke mißbrauchen zu lasten . Das deutsche Volk , sagt

Echeidemann , ist in diesen Tagen dabei , Lloyd George zu
i beweisen, daß fei: e selbstgegebene Ordnung dieser furcht-
; baren Not voll standhält . An dem englischen Volk und
; den anderen Völkern der Entente wird es sein , die

Stunde der Weltbesreiung zu e-ner unzweideutigen Absage
! an den Imperialismus "ihrer Regierungen zu benutzen.

+ Der Tod der Exkönigin von Bayern erfolgte in
Berchtesgaden in ' ihrem 70 . Lkbeusjabre . Die ^ Ver-

r storbene war eine geborene Herzogen von Osterrerch -Este-
I Modena und zwar die letzte des Stammes Este-Modena.

4 Die preußische Regierung (gez. Hirsch , Strobel ) hat
°n alle Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten
folgendes Telegramm gerichtet:

In einer Reihe von Stadtgemeinden ist die Stadtver¬
ordnetenversammlung und sind die Deputationen ausgehoben,
ünd an ihre Stelle sind für die gesamte Gem -tndeverwaltung

zur Durchführung der Revolution gebildeten - Organe
pffetzt worden.

1a.  Ein derartiges Vorgehen widerspricht den grundlegenden
klaffen der neuen Zenttalorgane in Reich und Staat . Es
»esahrdet aufs höchste den ruhigen Fortgang der Volks-
Währung . der Unterstützung bedürftiger Familien , der
^krankenfürsarge und aller sonstigen kommunalen Aufgaben,
j . Selbstverständlich können grundlegende Änderungen in der
rrkganisation einzelner Gemeindeverwaltungen nur infolge
"Nheitijchxri gesetzgeberischen Vorgehens erfolgen . Nachdem

am geungen Lage der Rat der Volksbeaustragten ein pe*
stimmte- Programm für Wahlen zu öffentlichen Körperschaft« !
vorgesehen hat , bleibt bis zu besten Durchführung me M8*
berige Organisation in allen Stabtgemeinden und sonstige»
Kommunaloerbänden bestehen.

Lolland.
X Der Kampf « m die Macht bat auch in der zweiten

Kammer eingesetzt. Hier erklärte der sozialistische Arbeiter¬
führer Troelstra , die sozialistische Arbeiterpartei verlange
nicht nur etwas mehr oder weniger Reformen in dem
augenblicklichen Regime , sondern sie verlange jetzt den Besitz
der Macht . Die Bewegung , über die sich das nieder-
ländische Volk nächsten Sonntag aussprechen werde , werde
zeigen , daß heute andere Dinge verlangt werden . Troelstra
sagte weiter , er werde niemals eine vollkommene Ver¬
besserung der sozialen Zustände erreichen , solange die
bürgerlichen Elemente am Ruder bleiben . Wenn wir sehen,
was jetzt im Osten geschehen ist, dann müssen wir den
rechten Augenblick ergreifen , die Macht an uns zu reißen.
Troelstra sprach seine Freude darüber aus . daß sein Partei¬
genosse Ebert in Deutschland das Ruder in die Hände
genommen bat.
Aus Zn- und Ausland . / .

Berlin , 13. Noo . Wie von outunterrichteter Seite ver¬
lautet , nimmt an Stelle des zurückgetretenen Staatssekretärs
v. Stein der bisherige Unterstaatssekretär des Reichs-
wirtschaftsamtes Dr . August Müller die Leitung des
Amtes ein.

Berlin , 13. Noo . Dem Vernehmen nach hat die sozia¬
listische Regierung dem fortschrittlichen Abgeordneten Justizrat
Dr . Waldstein die Leitung des Reichsjustizamtes und dem
ehemaligen Staatssekretär Dr . D ernburg die Leitung des
Reichsschabamtes angeboten.

Berlin , 13. Nov . Der sozialdemokratische Schriftsteller
und Herausgeber einer Korrespondenz Kurt Bake ist zum
Chef der Reichskanzlei ernannt worden.

Berlin , 13. Nov . Nach einem Regierungserlab dürfen
alle Wahlen zu öffentlichen Körperschaften in Zukunft
nicht mehr nach dem Dreiklaffensystem stattfinden.

Dessau , 18. Nov . Staatsminister Dr . Gutschmidt ist zu¬
rückgetreten. Als sein Nachfolger kommt dem Vernehmen nach
in erster Linie der Vertreter des 1. anhattischen Wahlkreises
im Reichstag . Rechtsanwalt Dr . Wolsgang Heine , in Frage.

Reichcnberg i. B ., 13. Nov . Die Landesregierung für
Deutsch - Böhmen richtete an den Präsidenten Wilson eine
Kabeldepesche, in welcher ste im Namen von zweieinhalb
Millionen gegen die Vergewaltigung -deutsch - böhmischen
Staatsgebietes durch tschechisch-slowakische Truppen Protest
erhebt.

Pari », 13. Nov . Die sianzösischen Behörden haben ein«
ganze Anzahl von Wohnungen Reichsdeutscher , welche
Frankreich verlasien haben , zur Unterbringung von französischen
Familien aus der Kriegszone requiriett -

.. sr •, ■ . —

Vom Tage.
Preußisches Kronfideikommisivermögen beschlagnahmt.

Berlin , 13. Nov . Die preußische Regierung erläßt fol¬
gende Bekanntmachung : Sämtliche zum preußischen Kron-
fideikommißvcrmögen gehörige Gegenstände werden hier¬
durch mit Beschlag belegt . — Die Verwaltung wird dem
preußischen Finanzministerium übertragen . — Das nicht zum
Kronfideikommißvermögen gehörige , im Sondereigentum
des Königs und der königlichen Familie stehende Vermögen
wird hierdurch nicht berührt.

Die Besetzung Helgolands wahrscheinlich.
Berlin , 13. Nov . Der Zusatz zu den Waffenstillstands-

bedingungen , wonach bei nicht rechtzeitiger Ankunft der zu
übergebenden deutschen Schiffe am 18. November Helgoland
besetzt werden soll, wird wahrscheinlich Tatsache werden . Di«
Besatzungen der Schiffe, namentlich die U-Boot -Leute , weigern
sich entschieden, an Bord zu gehen, da sie die Internierung
fürchten. Unter diesen Umständen wird die Besetzung Helgo¬
lands durch die Verbündeten kaum vermieden werden können.

Amerikanische Flieger in Köln?
Berlin , 13. Nov . Wie soeben von besonderer Seite auS

Köln milgeteilt wird , sind heute im Laufe des Nachmittags
mehrere amerikanische Flieger in Köln gelandet.

Der Waffenstillstand zur See.
Wilhelmshaven , 13. Nov . Heute nacht bat durch Funk¬

spruch der Chef der englischen Flotte dem Chef der Hochsee¬
streitkräfte Anweisung gegeben, sich mit einem Kreuzer an
einer bestimmten Stelle einzufinden , um Besprechungen zur
Ausführung der Waffenstillstanüsdedingungen aufzunehmen.

Vorübergehende Besetzung deS linken Rheinufers.
Rewyok , 13. Nov . Staatssekretär Lansing äußerte in

einer Ansprache im Senat , die Besetzung des linken Rhein-
nfers werde nur eine vorübergehende sein . Je schneller der
Frieden mit Deutschland zustande komme, um so schneller
werde auch wieder daS linke Rheinufcr geräumt werden.

Bei der Unterzeichnung der Bedingungen.
Haag , 13. Noo . „Echo de Paris " gibt Einzelheiten über

die Besprechungen, die der Unterzeichnung des Waffenstill¬
standes vorangegangen sind. Die Verhandlungen dauette«
von nachts ein Uhr bis morgens fünf Uhr . Die deutschen
Delegierten verlangten , daß einige Hauptpunkte , die groß«
Härten aufwiesen, gemildert würden . Es wurde ihnen ent¬
gegengehalten , daß Bismarck auch Frankreich harte Bedin¬
gungen auferlegt hatte , die angenommen werden mußten.
Erzberger Unterzeichnete standhaft die Bedingungen , General
Wmterfeld tränenden Auges.

Derbrüderung der deutschen Truppen
mit den Franzosen.

Paderborn ) 13. Nov . (WB ). Nrchtamtl .) Der
Arbeiter - und Soldatenrat meldet : Die Besatzungen
der heute nachmittag 1,30 Uhr von der Front nach
hier zurückgekehrten Flugzeuge berichten , daß , in den
französischen Schützengräben von der belgischen Grenze
bis Mons die rote Fahne gehißt ist und daß die
deutschen Truppen sich mit den französischen verbrüdert

! hüben . z

Französische Sozialisten gegen AnnexionSpläne.
Genf , 13. Nov . Die Pariser Blätter „Humanitö " und

; . Journal de Peuvle ' berichten, die sianzösischen Sozialisten
) verlangten die Einberufung einer internationalen Konferenz.

Sie beabsichtigen , im Parlament auf daS entschiedenste gegen
imperialistische Plan « auf das linke Rheinufer Stellung zu
nehmen.

Ein Soldatenrat in Lyon.
Bern , 13. Nov . Nachrichten aus Lyon bestätigen , t :&

sich dort ein Soldatenrat gebildet und die militärische Macht
an sich genommen hat.

Angebliche Meuterei auf englischen Schiffen.
Basel , 13. Nov . Amerikanische Politiker erhielten von

: iuoerläffiger Seite aus der Schweiz die Mitteilung , daß
größere Telle der englischen Flotte gemeutert hätten . Auf
mehreren Schiffseinheiten wehe die rote Flagge.

Ergebnis der 9 . Kriegsanleihe .^
r Ungefähr 10 Va Milliarden.

- Berlin , 13. November.
DaS Ergebnis der S. Kriegsanleihe beträgt nach den

bisher vorliegenden Meldungen ohne die zum Umtausch ge¬
langten älteren Kriegsanleihen 1v Milliarden 337 Mil¬
lionen Mark . Teilanzeigen stehen noch aus » so daß sich der
Gesamtbetrag noch etwas erhöhen dürfte.

Im Hinblick auf die schwierigen Verhältnisse , unter
denen die Kriegsanleihe aufgelegt wurde , muß dieses Er¬
gebnis , wenngleich es an die Resultate der vorangegangenen
Anleihen erklärlicherweise nicht heranreicht , doch als höchst
befriedigend bezeichnet werden . Die früheren acht Kriegs¬
anleihen hatten das folgende Ergebnis:

1. Kriegsanleihe 4 480 Millionen Mark
2. w 9 106
3. 9 12 160 m
4. > U 10 768 9
5. **- t 10 699 , 9
6. 9 - -J 13 122 m " .
7. - , H 12 625 9
8. 14766 n

Das <Gesamtergebnis , einschl. der 9. Kriegsanleihe,
beträgt also 98V. Mill iarden.

Verfügung
des stell » . Generalkommandos des XVIII. A .-K.

Trotz der Absperrung der Rheinbrücken mutz nach den kurzen
Erfahrungen der vergangenen Tage damit gerechnet werden , oaß
sich in kürzester Zeit in den großen Städten des Westens be- ,
deutende Massen einzeln von der Front znrückkehrender Mili¬
tärpersonen znsammenballen werden .. Dies umsomehr , wenn diese
Städte wie Frankfurt , Wiesbaden und Mainz an den großen,
nach Osten führenden Verkehrsadern liegen.

Die Folgen sind ohne weiteres klar . Ordnnngslose , unge¬
faßte Massen , bewaffnet , ohne Arbeit , ohne ausreichende Le¬
bensmittel , womöglich ohne hinreichendes Obdach , Eindringen in
die Privatwohnungen , Raub und Plünderungen , Hungersnot und
namenloses Elend des gesamten Westens wäre die unausbleibliche
Folge.

Das muß vermieden werden!
Ueber Bereitstellung xon Unterkunft und Verpflegung ergehen

noch besondere Bestimmungen.
Es kommt aber darauf an , die Massen von den großen an¬

ziehungskräftigen Städten zum Abfluten zu bringen und in die¬
sen Städten nur soviel Mannschaften unter den Waffen zu
halten , als zur Erledigung des Sicherheitsdienstes uno zur Durch¬
führung der Demobilmachung nötig sind.

Dazu wird folgendes bestimmt:
I. . .

Bei den Truppen des Korpsbezirks sind zu entlassen:
1. Angehörige des Landsturmes 2. Aufgebotes,
2. die Angehörigen folgender Arbeitsklassen : a ) Eisenbahn -,

einschließlich Privat - und Kleinbahnen , b) Schiffahrtswesen (so¬
weit es sich nicht um Angehörige des Schiffs -Ers .-Batl . han¬
delt ), c) öffentlicher Verkehr (Straßenbahnen usw .), d) öffent¬
licher Sicherheitsdienst , e) Bergbau - und Hütienwesen . f) Elek-
trizitäts -, Gas - und Wasserwerke , g) Beamte der wirtschaftlichen
Organisationen , der Arbeitgeber - und Arbeitnehmerverbände (Ge¬
werkschaften und dergl .) und die Arbeitsnachweisbeamten , h)
Landwirte.

Ausgenommen von der Entlassung sind:
1. Die Mannschaften der vorgenannten Art . die ihre Ent¬

lassung ausdrücklich nicht wünschen, ohne Rücksicht auf ihr Alter.
2. sämtliche Mannschaften der Jahrgänge 1898 und 1899,
3. diejenigen Staatseisenbahnen , die' sich im Dienstbereich

des Fach und der Inspektion der Eisenbahntruppen befinden.
Sie verbleiben bis auf weiteres zur Verfügung des Fach
in ihrer derzeitigen Tätigkeit,

4. alle diejeaigen , die mit einer Geschlechtskrankheit behaftet
sind.

Sämtliche Entlassungen haben trotz der durch die Rot
gebotenen Eile streng nach den Grundsätzen der Demobilmach¬
ungsinstruktion zu erfolgen . Lassen sich die Vcrsorgungsan-
ansprüche innerhalb von drei Tagen nicht klären , so ist vor
der Anerkenntnis der Stammrolle in diese ein Vermerk auf¬
zunehmen , daß die Betreffenden ihre Bersorgungsansprüche
nicht aufgeben . Auf das über Meldepflichten . Entlassungs¬
anzüge usw. Gesagte wird besonders hingewiesen.

Bei Abschub der Offiziere und Mannschaften zu ihren
Bezirkskommanhos oder Ersatz -Truppenteilen sind ihnen alle -
zuständigen Marsch - und Berpflegungsgebürnisse auszuhändigen.

Diese Entlassungsmaßnahmen werden in den Städten schon
etwas Lust schaffen. Dies wird aber nicht genügen für alles,
was von der Front nachdrängt , Raum zu schaffen.

II.
Deshalb müssen auch alle einzeln von der Front und der

Heimat in einer Garnison des Ortsbezirkes eintreffenden Mili-
tärpersonen , die keinem Ersatztruppenteil des Korps angehören,
unbedingt so rasch als möglich abgeschoben werden.

Mit dieser Aufgabe und allem , was damit zusammen¬
hängt , werden hiermit ausdrücklich die Garnisonkommandos
(Gouv .-Kommandanturen ) betraut.

Dazu haben diese zunächst im Einvernehmen mit dem
zuständigen Arbeiter - und Soldatenräten sinngemäß gleichlau¬
tende Bekanntmachungen , wie die beiliegende durch die Zei¬
tungen und großen öffentlichen Plakatanschlag zur Kenntnis
aller eintreffenden Militärpersonen zu bringen . Die Verfügung
der beiliegenden . Bekanntmachung ist dadurch wirksamer zu
machen, daß Verpflegung oder Berpflegungsausweise für alle
Millitärpersonen nur bei den Ersatztruppenteilen oder für die
sofort Abzuschiebenden bei einer vom Garnisonkommando eigens
dazu einzurichtenden Stelle ausgegcben werden.

Von den sich meldenden Leuten sind diejenigen , deren
Ersatztruppenteil im Korpsbezirk liegt , diesem zuzuführen . Alle
anderen , gleichviel welchen Alters und Berufs , gleichviel auch
ohne ihr Bezirkskommando in dem zu besetzenden oder nicht
zu besetzenden Gebiet liegt , sind soweit sie nicht bitten wegen
Arbeitslosigkeit pp , noch weiter im Heeresdienst bleiben zu
dürfen , umgehend zu ihren Bezirkskommandos zu entlassen.

Wer noch im Dienst bleiben will , ist nach Möglichkeit
seinem zuständigen , wenn dieser nicht bekannt ist, einem Er¬
satztruppenteil der betreffenden Garnison zu überweisen.

Den zu ihren Bezirkskommandos zu entlassenden Militär-
pcrsonen ist ein Ausweis mitzubringen , aus dem hervorgeht,
daß sie auf Befehl des Generalkommandos entlassen worden
sind.



Der Abschub hat nach vorheriger Anfrage bei der zu¬
ständigen Linienkommandantur nach Transportmöglichkeitenin
möglichst geschlossenen Abteilungen von in derselben Richtung
Fahrenden zu erfolgen. Die Trupps sind unter Führung ver¬
ständiger älterer Leute zur Bahn zu bringen.

Er ist aufs Schärfste darauf zu achten, daß vor jedem
Weitertransport, handele es sich um einzelne Leute oder Ab¬
teilungen, alle Waffen und Munition abgenommen werden.

III.
Um einen Ueberbiick über den Gang der Demobilmachung

und das Zurückkommen der Truppen zu gewinnen, melben an
jedem ungeraden Tag telegraphisch an das Generalkommando:

1. die Garnisonkommandos, wieviel Offiziere und Mann¬
schaften in dem betr. Zeitraum entlassen und b) wieviel an-
gehörige fremder Truppenteile bei ihnen eingestellt wurden.

Im Aufträge des Arbeiter- und Soldatenrates.
Das stellv. Generalkommando XVIII. A. K.

gez. Stübnitz,
Generalmajor.

Aus Rah und Fern.
Herborn , den 14. November 1919.

(Erleichterungen im Wertpaketver¬
kehr .) Bisher ist es aus Mangel an brauchbaren
Verpackungsstoffen, Bindfaden, Siegellack usw. den Ab¬
sendern vielfach nicht möglich gewesen, bei Postpake¬
ten von der Wertangabe Gebrauch! zu machen. In¬
folgedessen blieb bei den jetzigen hohen Preisen d,er
Schadenersatz, der seitens der Postverwaltung aus
Grund des Postgesetzes in Verlust- und Beschädi¬
gungsfällen zu leisten war, oft hinter dem wirkli¬
chen Wert der Sendung zurück. In entgegenkommen¬
der Weise hat nun der Staatssekretär des Reichspost¬
amts verfügt, daß vom 15. November ab bei Paketen
mit einer Wertangabe bis Mk. 100— versuchsweise
keine höheren Anforderungen an Verpackung und Ver¬
schluß zu stellen sind, als an gewöhnliche Pakete ohne
Wertangabe . Insbesondere wird bei den Paketen bis
Mk. 100— keine Versiege  Lu ng  mehr verlangt.
Dadurch wird es jedem Absender möglich gemacht,
Pakete im Werte bis Mk. 100.— ohne weitere Schwie¬
rigkeiten unter Entrichtung der Versicherungsgebühr
von 10 Pfg . als Wertpakete aufzuliefern . Gehen der¬
artige Pakete verloren oder werden sie beschädigt oder
beraubt , so wird bei der Ersatzleistung die Wertan¬
gabe zu Grunde gelegt, sofern nicht der angegebene
Wert den gemeinen Wert der Sendung übersteigt. In
diesem Falle wird der letztere ersetzt. Aus Be¬
trieb srücksichten  ist bei Paketen bis Mk. 100—
der Wert nur auf der gelben Paketkarte,
nicht aber auf den Paketen selbst anzu¬
geben.

lieber den Rücktransport unseres Front
und Besatzungsheeres  nach der Heimat scheinen in den
maßgebenden Stellen endgültige Bestimmungen noch
nicht getroffen  zu sein. Während man noch vor kurzem
amtlich die Ansicht vertrat, es müßten jetzt stündlich sieben
bis acht Militärzüge verkehren, um die Hcimbeförderung in
Angriff zu nehmen und innerhalb der vertragsmäßigen Frist
zu bewältigen, ist jetzt in Aussicht genommen, daß das Heer
zu Fuß bis an unsre Landesgrenze  oder wenigstens
bis weit nach Belgien hinein ziehen soll, wo dann die größern
Zugtransporte znsamnömgestelltwerden. Soviel scheint jeden¬
falls festzustehen, daß von Freitag,  15. d. M., an eine ganz
erhebliche Einschränkung des 3ivilpersonen - Ver-
k e hrs in Aussicht genommen ist, und daß namentlich beab¬
sichtigt ist, daß Zioilreisende nur mit besonderer Genehmigung
zum Zugverkehr zugelassen werden.

Frankfurt.  Die ersten Wellen der heimkehrenden Hun¬
derttausende von Kriegern haben Frankfurt erreicht. Von Stunde
zu Stunde schwillt der Strom an. Der Bahnhof bietet ein
Bild wie in den ersten Augusttagen 1914. Endlose Eisenbahn¬
züge rollen ungezählte Scharen aus dem Westen heran. Alle
Soldaten sind ohne Waffen, auf dem Rücken ruht oer schwere
Tournister mit zahlreichen angeschnürten Paketen, den Sturm¬
helm hat man draußen gelassen,- jetzt reist alles in abgeklappter
Feldmütze. Die Bahnhofsräume sind überfüllt von den Heim¬
kehrenden; jedes Eckchen, jede Banß, jeder Stuhl dient als
Schlafgelegenheit für die Todmüden und Hungrigen. Unendliche
Mühe und noch größeren Takt kostet es, die formlosen Massen
zu leiten, zu beruhigen, und oft vor Schlimmem zu bewahren.
Die Eisenbahnzüge endlos lang, die ins Reich fahren, führen
die fünffache Zahl der höchsten Personenbelastung mit. Auf
der Maschine, in dem Packwagen stehen sie, in den Abteilen
liegen sie „eingepökelt", auf den Puffern, den Dächern und
den Trittbrettern hängen sie: nach5)ause lautet die Parole!
Dazu die kalten Nächte! Leider sind schon einige Unfälle be¬
kannt geworden, daß die an den Zügen„hängenden" Soldaten
vor Erstarrung während der Fahrt abgefallen sind. Zivil
reisende sieht man In diesem buntbewegten sich stündlich än
dcrnden Bilde kaum mehr. Feldgraû ist das Kolorit dieser
großen, schweren Tage. Nach Hause eilen die Helden der
Westfront nach 51 Monaten Heldenkampfes— an des Landes
Grenze aber tauchen die Feinde auf.

Höchst a. M., 13. Nov. Eine vom A.- und S .-Rat
einberufene Versammlung der Industriellen und Gewerbetreiben¬
den des Kreises Höchst beschloß heute, die heimkehrenoen Krieger
wieder einzustellen und in jeder Weise unter den neuen Ber
hältnissen an dem Wiederaufbau des Wirtschaftslebens mit
zuwirken.

l auch auf andere Vergehen, also nicht nur auf politische auszu-Idehnen,wenn in den Urteilen ausdrücklich anerkannt wird,daß den Verurteilten als Milderungsgruno ein durch die
Kriegsoerhältnisse verursachter Notstand zur Seite steht.

Französischer Gruß an die deutsche Republik.
j Gens,  14 . Nov. (TU) Die französische soziaAsti-

sche Partei und der allgemeine Arbeiteroer band haben
eine große Versammlung abgehalten, um die deutsche
Revolution zu begrüßen. Die Versammlung nahm ein¬
stimmig folgende Tagesordnung an : Die im Shndikats-
gebäude versammelten Arbeiter des Departements der
Seine begrüßen die Revolution , die als Folge der
Niederlage des Militarismus den Thron gestürzt und
die Privilegien in Mitteleuropa abgeschafft hat . Wie
Bebel und Liebknecht 1871 nach dem Sturze Bona¬
partes , verlangen heute die Pariser Arbeiter einen
ehrenvollen Frieden, einen Rechtsfrieden, einen repu¬
blikanischen Frieden für die deutsche Republik.

Das Große Hauptquartier in Kassel.
Kassel,  14 . Nov. (TU) Das Große Hauptquar¬

tier mit Generalfeldmarschall b. Hindenburg an der
Spitze wird heute vormittag in Wilhelmshöhe ein-
treffen und im hiesigen Schloßhotel, das schon gestern
für die Aufnahme Vorkehrungen getroffen hat, Woh
nung nehmen.

Schweizer Hilfe für die deutsche Ernährung.
Berlin,  14. Nov. (TU) Die Schweizer Regierung

hat sich bereit erklärt , nach besten Kräften die deut¬
sche Vokksernährung sichern zu helfen und der deut¬
schen Volksregierung zu diesem Zwecke jede Untere
stützung angedeihen zu lassen. Sie setzt jedoch dabei
voraus , daß die gegenwärtige Regierung nicht von
einem anderen Regime oder der Anarchie abgelöstwird.

Die Revolution in Belgien.
Haag,  14 . Nov. (TU) In ganz Belgien, beson¬

ders rn Brussel, herrscht ein Soldatenrat allerschärffter
Richtung. In den Straßen wird andauernd gekämpft
Tie Belgier beteiligen sich überall auf belgischer Sei¬
te. Es gab viele Tote und Verwundete Eine große
Gefahr bilden die deutschen Waffenbestände

Internie £ (Uttcn.
Stockholm,  14 . Nov. (TU) Gestern nachmittag

wurden von der Karlskrona-Seefestung fünf deutsche
U-Boote gesichtet, die die deutsche Ldtfenffagge hißten.
Der schwedische Befehlshaber gab Ordre, den U-Booten
entgegenzufahren. Nachdem der Führer des U-Boots
124 mitgeteilt hatte, daß sie in Schweden interniert
zu werden wünschten, weil sie sich der revolutionären
Regierung nicht unterzuordnen beabsichtigten, durf¬
ten die U-Boote entwaffnet in Karlskrona einlaufen.
Tre Mannschaften wurden interniert . — „Dagens Nh-
heter" zufolge ist gestern ftüh ein deutscher Hilfs¬
kreuzer vor Malmö auf der Kalbgrunde gestrandet.
Dieser Hilfskreuzer gehört der gegenrevolutionären
Saßnltzftaktion der deutschen Flotte an, die von
kaisertreuen Marineoffizieren auf Rügen geleitet wird.
Ter Kreuzer wünschte gleichfalls Internierung inSchweden.

Für die Schriftleitung verantwortlich : Otto Beck.

Bekanntmachungen-er ftä'-tischen Verwaltung
Sperrung der Schloßtreppe.

Der Treppenaufgang zum Schloß wird wegen Vor.
nähme dringender Instandsetzungsarbeiten, bis auf
weiteres gesperrt.

Herborn, den 14. November 1918.
Die Polizei -Verwaltung:

Der Bürgermeister: Birkendahl.

MI-0fen
zu verkaufen.

Kaiserstraße 18.

3-Zimmerwohnung
mit Mansarde oder größere
Wohnung, auch Einzelhaus,
evtl, auf dem Lande wird
für bald oder 1. April 1919
zu mieten gesucht.

Angebote an die Geschäfts¬
stelle ds. Bl.

Medizinische

Baseline
empfiehlt

Drogerie A . Doeinck.

Oeffentliche Bekanntmachung.
Im Einvernehmen mit dem Arbeiter- und Soldaten

Rat wird hiermit folgendes angeordnet:
1. Alle Wirtschaften sind spätestens um 12 Uhr nackt-

zu schließen.
2. Nach 12' /. Uhr nachts darf sich niemand mehr auk

den Straßen aufhalten.
3. Musikinstrumente in Wirtschaften dürfen an Sonn,

tagen bis 11V2 Uhr , an Wochentagen bis 11
nachts spielen. 7 **

Herborn, den 13. November 1918.
Der Bürgermeister: Birkendahl.

Don jetzt ab kann dem Bullen nur von 11- i,
Uhr vormittags Meh zugeführt werden.

Herborn, den 14. November 1918.
Der Bürgermeister: Birkendahl.

Versteigerung.
Am kommenden Montag , den 18. November

1918, (Martinimarkt) von vormittags 10 Uhr ab
bringe ich im Saalbau Metzler , hier, folgende Sachen
zur öffentlichen Dersteigerung:

1 Breakwagen mit Patentachsen (Geschäftswagew
1 Segeltnchverdeck, 2 neue Wagenlaternen, l Gas¬
lampe mit großer Glasglocke, 3 Trummsägen, 1 gute
Fleischmaschine. 5 Kochherde2 Anrichten, 1 Wrina-
maschlne, 1 Ofen, 1 Sofa, 2 Zentrifugen (gut), Näh¬
maschinen, Armbänder und dergleichen mehr.
Herborn. Ferd. Nicodemus.

Herborn.
Montag , den 18. Novembep d. Ja.

Martinimarkt.
2 gimmerleute u.

Platzarbeiter
sofort gesucht.

Wilhelm Reuter, Herborn.

32 5tiick Mchseparatorcil
(Marke Melette ) 100 und 240 Liter Stundenleistung

mit Cisenftäti-er,
garantiert reine Friedensware, sowie

lü kleinere Maschinen
(für 1 Kuh) sofort ab Lager lieferbar.

Karl Sahm, Gufternhain (Dillkreis).

Größere Anzahl

Arbeiter
ür unsere verschiedenen Betriebe zum sofortigen

Eintritt gesucht.

W. Ernst Haas 8c  9ohn,
Neuhoffnungshütte bei Sinn.

Letzte Nachrichten.
Auflösung des Abgeordneten -, Abschaffung des

Herrenhauses.
Berlin,  14 . Nov. (TU) Wie verlautet , beabfich-

beabfichtigt die neue preußische Regierung, sobald sie
endgültig konstituiert ist, das Abgeordnetenhaus als
aufgelöst und das Herrenhaus als abgeschafft zu er¬
klären.

Weitere Amnestien.
Berlin,  14 . Nov. (TU) Wie der „Lokalanzeiger" hört,

schweben zur Zeit Erwägungen, die bereits erlassene Amnestie

Kaufe

Schlachtpferde
zu den höchsten Tages¬
preisen. Unfälle werden
schnell erledigt. Zahle hohe
Prov . für Vermittelung.

J . Schwarz . Siegen,
Leystraße 3. Telefon 361.

Die gegen die Ehefrau
Adolf Krimmel u. Fräulein
Maria Laumann ausge¬
sprochene Beleidigung nehme
hiermit unter dem Ausdruck
des Bedauerns zurück.

Herborn , i i . Nov . 1918.
W. Schmidt, Alsbach.

Gefunden:
1 Kinderpelzkragen
Die Polizei -Verwaltung.

Statt jeder besonderen Anzeige.
Heute vormiitag '/ill Uhr entschlief nach kurzem Kranken¬

lager in dem Herrn, mein lieber herzensguter Gatte, unser treu¬
sorgender Vater, Schwiegervater und Großvater, der

Bürgermeister Albert ötllhl
nach vollendetem 59. Lebensjahre.

Münchhausen, den 13. November 1918.

Zm Namen der trauernden Hinterbliebenen:
Familie Stahl
Familie Lehr.

Die Beerdigung findet Samstag , den 16. November,
nachmittags ' /23 Uhr statt.
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